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Sitzungstermine  2015 

 

 
Bei Interesse an den Tagesordnungen, können diese beim Bürgermeisterbüro unter 
� 0 21 03 / 72-106 oder mailto:buergermeisterbuero@hilden.de angefordert werden. 

Die Tagesordnungen werden dann - entweder einmalig oder aber auch auf Wunsch regelmäßig - kostenlos zugesandt. 
 

**************************************** 
 

 
Amtliche Bekanntmachungen der Stadt Hilden 
 

1. Satzung der Stadt Hilden über die Teilnahme sowi e die Erhebung von Elternbeiträgen im Rah-
men der „Offenen Ganztagsgrundschule“ und  in der „ Verlässlichen Grundschule 8-1“ im Prim-
arbereich 
 
Auf der Grundlage des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14. Juli 1994 
(GV NRW S. 666 ff / SGV NRW 2023) in der aktuellen Fassung, der §§ 1, 2, 4, 5, und 6 des Kommu-
nalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NW) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 
712 / SGV NRW S. 610) in seiner aktuellen Fassung, §§ 22, 24 und 90 Sozialgesetzbuch, Achtes Buch 
(SGB VIII) in der zurzeit gültigen Fassung und des § 9 Abs. 3 Schulgesetz NRW vom 15.02.2005 in 
seiner zurzeit gültigen Fassung in Verbindung mit dem Erlass des Ministeriums für Schule und Weiter-
bildung vom 23.12.2010 zu Gebundenen und Offenen Ganztagsschulen sowie außerunterrichtlichen 
Ganztags- und Betreuungsangeboten in Primarbereich und Sekundarstufe I in seiner zurzeit gültigen 
Fassung, zuletzt geändert mit Erlass vom 15.01.2015, hat der Rat der Stadt Hilden in seiner Sitzung 
am 18.03.2015 diese Satzung beschlossen: 
 
 
I. Offene Ganztagsgrundschule im Primarbereich 
 
§ 1 - Das Angebot 
 
Die offene Ganztagsgrundschule im Primarbereich bietet zusätzlich zum planmäßigen Unterricht an 
den Unterrichtstagen, an unterrichtsfreien Tagen (außer an Samstagen, Sonn- und Feiertagen) sowie 
bei Bedarf in den Ferien Angebote außerhalb der Unterrichtszeit (außerunterrichtliche Angebote). 
Der Zeitrahmen erstreckt sich, unter Einschluss der allgemeinen Unterrichtszeit, an allen Unterrichtsta-
gen von spätestens 8:00 bis 16:00 Uhr, bei Bedarf auch länger, mindestens jedoch bis 15:00 Uhr. 
Die außerunterrichtlichen Angebote der offenen Ganztagsgrundschule gelten als schulische Veranstal-
tungen. 
 
 
§ 2 - Teilnahmeberechtigte, Aufnahme 
 
1. An den außerunterrichtlichen Angeboten der offenen Ganztagsgrundschule können grundsätzlich 

nur Kinder der Schulen teilnehmen, an denen dieses Angebot besteht. 
 
2. Es werden nur so viele Kinder aufgenommen, wie freie Plätze an der jeweiligen Schule vorhanden 

sind. Ein Anspruch auf Aufnahme besteht nicht. Über die Aufnahme entscheidet die/der jeweilige 
Schulleiterin/Schulleiter. 

 Jan. Febr. März April Mai Juni Juli Aug. Sept. Okt. Nov. Dez. 

Rat   18.   17.   30.   16. 

Haupt- und Finanzausschuss   04.  06.    02.   02. 

Arbeitskreis Sicherheit u. Ordn.partnerschaften             

Ausschuss für Kultur und Heimatpflege  20.    03.     27.  

Ausschuss für Umwelt- und Klimaschutz  19.      27.     10. 

Integrationsrat  10.   28.      19.  

Jugendhilfeausschuss  19.    11.      03. 

Paten- und Partnerschaftsausschuss  09.           

Personalausschuss  09.           

Rechnungsprüfungsausschuss             

Schul- und Sportausschuss  11.    10.      09. 

Sozialausschuss  23.    08.     30.  

Stadtentwicklungsausschuss  18.  29.  24.  26. 23.  25.  

Wirtsch.-u. Wohnungsbauförderungsaussch.  11.       09.  18.  
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3. Die Teilnahme an außerunterrichtlichen Angeboten der offenen Ganztagsgrundschule ist freiwillig. 
Die Anmeldung eines Kindes zur Teilnahme bindet jedoch für die Dauer eines 
Schuljahres (1.8. - 31.7.). 

 
 

§ 3 - Abmeldung, Ausschluss 
 
1. Eine vorzeitige, unterjährige Abmeldung durch die Erziehungsberechtigten ist mit einer Frist von 4 

Wochen zum 1. des darauf folgenden Monats möglich bei: 
• Änderung hinsichtlich der Personensorge für das Kind, 
• Wechsel der Schule, 
• längerfristige Erkrankung des Kindes (min. 4 Wochen) sowie 
• Arbeitslosigkeit eines Erziehungsberechtigten. 

 
2. Ein Kind kann von der Teilnahme an außerunterrichtlichen Angeboten der offenen Ganztagsgrund-

schule ausgeschlossen werden, insbesondere wenn 
• das Verhalten des Kindes einen weiteren Verbleib in der Maßnahme nicht zulässt, 
• das Kind das Angebot nicht regelmäßig wahrnimmt, 
• die Erziehungsberechtigten ihren Beitragszahlungen nicht nachkommen, 
• die erforderliche Zusammenarbeit zwischen der Schule und den Erziehungsberechtigen von letz-

teren verweigert wird, sowie 
• die Aufnahme auf unzutreffenden Angaben der Erziehungsberechtigten beruht. 

 
 
§ 4 - Elternbeiträge, Fälligkeit 
 
1. Beitragspflichtig sind die Erziehungsberechtigten des Kindes. 
 
2. Die Beitragspflicht entsteht mit der Aufnahme des Kindes in das außerunterrichtliche Angebot der 

offenen Ganztagsgrundschule. Sie besteht grundsätzlich für ein Schuljahr. Wird ein Kind im laufen-
den Schuljahr aufgenommen oder verlässt ein Kind im laufenden Schuljahr die außerunterrichtlichen 
Angebote der offenen Ganztagsgrundschule, ist der Beitrag anteilig zu entrichten. 

 
3. Für die Teilnahme an den außerunterrichtlichen Angeboten der offenen Ganztagsgrundschule wer-

den für das erste Kind monatlich folgende Elternbeiträge erhoben: 
 

Bruttojahreseinkommen (€) * mtl. Elternbeitrag (€) 

1. bis 25.000     0,00 

2. bis 37.500   63,00 

2. bis 50.000   92,00 

3. bis 62.500 115,00 

4. bis 75.000 150,00 

5. über 75.000 170,00 

 
* Unter Bruttojahreseinkommen ist die Regelung zu Grunde zu legen, die sich aus der Satzung der 
Stadt Hilden über die Erhebung von Elternbeiträgen für den Besuch von Tageseinrichtungen für 
Kinder im Hildener Stadtgebiet i. V. m. den Bestimmungen zum Kinderbildungsgesetz ergibt. 
Wird kein Nachweis vorgelegt, ist der Beitrag nach der höchsten Einkommens-Kategorie fällig. 
 
Das Familienjahreseinkommen ist durch Vorlage eines Einkommensteuerbescheides des Vorjahres 
bzw. einer Jahreseinkommensbescheinigung und der Lohn- oder Gehaltsabrechnung von Dezem-
ber des Vorjahres (auch bei geringfügigen Beschäftigungen), oder eines aktuellen Sozialhilfe- oder 
Arbeitslosengeld-/Arbeitslosenhilfebescheides nachzuweisen. Unterhaltsbezüge sind ebenfalls 
nachzuweisen.  
 
Besuchen mehr als ein Kind einer Familie oder von Personen, die nach § 4 dieser Satzung an die 
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Stelle der Eltern treten, gleichzeitig eine Tageseinrichtung für Kinder, ein Betreuungsnest oder die 
Offene Ganztagsgrundschule, so entfallen die Beiträge für das zweite und jedes weitere Kind.  Er-
geben sich ohne die Beitragsbefreiung nach Satz 1 unterschiedlich hohe Beiträge, so ist der höchs-
te Beitrag zu zahlen. 

 
4. Der Elternbeitrag ist nach Zustellung des Beitragsbescheides fällig und zum 15. eines jeden Monats 

zu entrichten. 
 
 
§ 5 - Mittagsverpflegung 
 
Für die Mittagsverpflegung wird zusätzlich ein Kostenbeitrag, welcher gesondert festgesetzt wird, er-
hoben. 
 
 
II.  Verlässliche Grundschule 8-1 im Primarbereich (VGS) 
 
§ 6 - Das Angebot 
 
Die VGS im Primarbereich bietet zusätzlich zum planmäßigen Unterricht an den Unterrichtstagen An-
gebote außerhalb der Unterrichtszeit (außerunterrichtliche Angebote). 
Der Zeitrahmen erstreckt sich, unter Einschluss der allgemeinen Unterrichtszeit, an allen Unterrichtsta-
gen von spätestens 8:00 bis 13:00 Uhr, bei Bedarf auch länger. Abweichungen legt die Schulleitung 
fest. 
Für die Ferienzeit können die Eltern Ihre Kinder für die Angebote der OGS anmelden. Zusätzliche Bei-
träge fallen nicht an.  
Die Kinder, die zu Ferienmaßnahmen angemeldet werden, nehmen an der mittäglichen Versorgung 
teil. Essensbeiträge werden analog zu § 9 erhoben. Der Betrag je Schuljahr liegt, unabhängig von der 
Intensität der Teilnahme an den Ferienprogrammen, pauschal bei der Summe eines Monatsbeitrags, 
der für Kinder der OGS erhoben wird. 
 
Die außerunterrichtlichen Angebote der VGS gelten als schulische Veranstaltungen. 
 
 
§ 7 - Teilnahmeberechtigte, Aufnahme 
 
An den außerunterrichtlichen Angeboten der VGS können grundsätzlich nur Kinder der Schulen teil-
nehmen, an denen dieses Angebot besteht. 
Es werden nur so viele Kinder aufgenommen, wie freie Plätze an der jeweiligen Schule vorhanden 
sind. Eine Gruppe besteht aus mindestens 20 Kindern. Kleinere Gruppen werden der Offenen Ganz-
tagsschule angegliedert und dort wie eine VGS- Gruppe geführt. Ein Anspruch auf Aufnahme besteht 
nicht. Über die Aufnahme entscheidet die/der jeweilige Schulleiterin/Schulleiter. 
 
Die Teilnahme an außerunterrichtlichen Angeboten der VGS ist freiwillig. Die Anmeldung eines Kindes 
zur Teilnahme bindet  für die Dauer eines Schulhalbjahres. 
 
 
§ 8 - Abmeldung, Ausschluss 
 
Eine vorzeitige  Abmeldung durch die Erziehungsberechtigten ist in begründeten Ausnahmefällen mit 
einer Frist von 4 Wochen zum 1. des darauf folgenden Monats möglich. 
 
Ein Kind kann von der Teilnahme an außerunterrichtlichen Angeboten der VGS ausgeschlossen wer-
den, insbesondere wenn 
 
• das Verhalten des Kindes einen weiteren Verbleib in der Maßnahme nicht zulässt, 
• das Kind das Angebot nicht regelmäßig wahrnimmt, 
• die Erziehungsberechtigten ihren Beitragszahlungen nicht nachkommen, 
• die erforderliche Zusammenarbeit zwischen der Schule und den Erziehungsberechtigen von letzte-

ren verweigert wird, sowie 
• die Aufnahme auf unzutreffenden Angaben der Erziehungsberechtigten beruht. 
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§ 9 - Elternbeiträge, Fälligkeit 
 
Beitragspflichtig sind die Erziehungsberechtigten des Kindes. 
 
Die Beitragspflicht entsteht mit der Aufnahme des Kindes in das außerunterrichtliche Angebot der 
VGS. Sie besteht grundsätzlich für ein Schuljahr. Wird ein Kind im laufenden Schuljahr aufgenommen 
oder verlässt ein Kind im laufenden Schuljahr die außerunterrichtlichen Angebote, ist der Beitrag antei-
lig zu entrichten. 
Der Jahresbeitrag liegt bei 420,00 € und wird auf 12 Monate verteilt mit je 35,00 € entrichtet.  
Ein Verzicht auf die Beitragszahlung ist analog der Regelungen zur Offenen Ganztagsschule möglich. 
Der Elternbeitrag ist nach Zustellung des Beitragsbescheides fällig und zum 15. eines jeden Monats zu 
entrichten. 
 
 
§ 10 - Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.08.2015 in Kraft. 
An diesem Tage tritt die Satzung vom 01.08.2009 außer Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende Neufassung der Satzung der Stadt Hilden über die Teilnahme sowie die Erhebung 
von Elternbeiträgen im Rahmen der „Offenen Ganztagsgrundschule“ und  in der „Verlässlichen Grund-
schule 8-1“ im Primarbereich  vom 18.03.2015 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften nach der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen kann gegen die o.g. Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung (öffentli-
che Bekanntmachung ) nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
a.) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
b.) die o.g. Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c.) die Bürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d.) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletz-

te Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Hilden, den 01.04.2015 
Birgit Alkenings 
Bürgermeisterin 
 
 

2. Haushaltssatzung der Stadt Hilden für das Hausha ltsjahr 2015 
 

1. Haushaltssatzung 
 
Aufgrund der §§ 77 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), geändert durch Gesetz vom 3. Februar 2015 
(GV. NRW. S. 208), hat der Rat der Stadt am 18. März 2015 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 

§ 1 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2015, der die für die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinden 
voraussichtlich anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie eingehende Einzahlungen 
und zu leistende Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird 

 
im Ergebnisplan mit 
dem Gesamtbetrag der Erträge auf 1     142.380.742 Euro 

dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf    150.807.400 Euro 

                                                
1 Erträge und Aufwendungen ohne Interne Leistungsverrechnungen 
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im Finanzplan mit 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus laufender Verwaltungstätigkeit auf    131.596.728 Euro 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus laufender Verwaltungstätigkeit auf    134.886.635 Euro 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus der Investitionstätigkeit und der Finanzierungstätigkeit auf   16.091.660 Euro 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus der Investitionstätigkeit und der Finanzierungstätigkeit auf   19.584.341 Euro 

festgesetzt. 
 
 
 § 2 

Der Gesamtbetrag der Kredite, 
deren Aufnahme für Investitionen erforderlich ist, wird auf      5.724.000 Euro 
festgesetzt. 

 
 

§ 3 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, 
der zur Leistung von Investitionsauszahlungen 
in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf        3.467.000 Euro 
festgesetzt. 
 
 

§ 4 

Die Verringerung der Ausgleichsrücklage 
zum Ausgleich des Ergebnisplans wird auf        8.426.658 Euro 
und 
die Verringerung  der allgemeinen Rücklage 
zum Ausgleich des Ergebnisplans wird auf           0 Euro 
festgesetzt. 
 
 

§ 5 

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung 
in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf     20.000.000 Euro 
festgesetzt. 
 
 

§ 6 

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das Haushaltsjahr 2015 
wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 
a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)  190 v. H. 
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)     380 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer       400 v. H. 
 
 

§ 7 

1) Bei den im Stellenplan als künftig umzuwandelnd bezeichneten Beamten-Planstellen (ku-Vermerk) 
ist die Umwandlung in eine niedrigere Besoldungsgruppe jeweils nach Freiwerden der betreffenden 
Planstellen vorzunehmen. 
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2) Bei den im Stellenplan als künftig umzuwandelnd bezeichneten Planstellen von tariflich Beschäftig-
ten (ku-Vermerk) ist unter Beachtung der Tätigkeitsmerkmale (tarifliche Regelungen) nach Freiwer-
den der betreffenden Planstellen die Umwandlung vorzunehmen. 

3) Bei den im Stellenplan als künftig wegfallend bezeichneten Planstellen (kw-Vermerk) sind diese 
Stellen nach Freiwerden nicht wieder zu besetzen und entfallen. 

§ 8 

Im Sinne des § 4 Abs. 5 GemHVO gelten folgende Regelungen: 

A) Ein Produkt besteht aus einem Teilergebnisplan und einem Teilfinanzplan und ist in der Regel einer 
Organisationseinheit (Amt) in Bezug auf die von ihr erbrachten Leistungen auf Kostenträgerebene 
verursachungsgemäß zuzuordnen. 

 
B) Alle innerhalb eines Teilergebnisplanes (Produkt ) nachfolgend aufgelisteten Aufwendungen einer 

Organisationseinheit werden zu einem Budget im Sinne von § 21 Abs. 1 GemHVO zusammenge-
fasst. Sie sind gegenseitig deckungsfähig.  
 
Hierzu gehören: 
Konto 501900 „Honorare“  
Konten der Kontengruppe 52 „Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen“,  
Konten der Kontengruppe 53 „Transferaufwendungen“ ,  
Konten der Kontengruppe 54 „Sonstige ordentliche Aufwendungen“  

ausgenommen    
- Kontenart 547 „Wertveränderungen bei Vermögensgegenständen“, 
- Kontenart 5449 „Wertkorrekturen zu Forderungen“, 
- Konto 549100 „Verfügungsmittel“. 
 

Vom Grundsatz her sind es die Zeilen 13, 15 und 16 des Teilergebnisplanes. 
 
Die gegenseitige Deckungsfähigkeit darf im Budget nicht zu einer überplanmäßigen/ außerplanmä-
ßigen Auszahlung führen. 

 
Grundsätzlich von der Budgetierung ausgenommen sind:  

 
1. Aufwendungen, die an zweckgebundene Erträge  gekoppelt sind (§ 22 Abs. 3 GemHVO) und 
2. Aufwendungen aus Ermächtigungsübertragungen (Haushaltsausgabereste ). 

 
C) Über den Haushaltsansatz hinaus gehende zweckgebundene Erträge  (Mehrerträge)/ Einzahlun-

gen (Mehreinnahmen) sind verpflichtend für Mehraufwendungen/ Mehraus-zahlungen bereitzustel-
len. Analog führen zweckgebundene Mindererträge/ Minderein-zahlungen zu entsprechenden Min-
deraufwendungen/ Minderauszahlungen. 

 
D) Alle innerhalb eines Teilfinanzplanes  (Produktes) abgebildeten investiven  Auszahlungen einer 

Organisationseinheit, sind je Investition  gegenseitig deckungsfähig. 
 
E) Für folgende Konten werden jeweils Deckungskreise gebildet: 
 

1. Konten für Personalaufwendungen  – Kontengruppen 50 und 51  
 (ausgenommen Konto 501900 „Honorare“ und Kontengruppen 505, 506 507, 508, 515 und 516 

„Zuführungen zu Rückstellungen für Pensionen, Beihilfe, Urlaub, Überstunden und Altersteilzeit“) 
 
2. Konten für Zinsaufwendungen  – Kontengruppe 551 
 
3. Konten für Abschreibungen  – Kontengruppe 57  
 
4. Konten für die Tilgung  von Krediten für Investitionen – Kontenart 792 

 
Mehraufwendungen und Mehrauszahlungen bei den Ziffern 2. bis 4. gelten grundsätzlich als uner-
heblich. 

F) Weitergehende Regelungen: 
 

1. a. Ermächtigungen für Aufwendungen und Auszahlungen sind auf Antrag übertragbar und 
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bleiben bis zum Ende des folgenden Haushaltsjahres verfügbar. Werden sie übertragen, er-
höhen sie die entsprechenden Positionen im Haushaltsplan des folgenden Jahres.  

 
b. Ermächtigungen für Auszahlungen für Investitionen bleiben auf Antrag bis zur Fälligkeit der 

letzten Zahlung für ihren Zweck verfügbar; bei Baumaßnahmen und Beschaffungen längstens 
jedoch zwei Jahre nach Schluss des Haushaltsjahres, in dem der Vermögensgegenstand in 
seinen wesentlichen Teilen in Benutzung genommen werden kann. Werden Investitionsmaß-
nahmen im Haushaltsjahr nicht begonnen, bleiben die Ermächtigungen bis zum Ende des 
zweiten dem Haushaltsjahr folgenden Jahr verfügbar. 

 
c. Sind Erträge oder Einzahlungen auf Grund rechtlicher Verpflichtungen zweckgebunden, blei-

ben die entsprechenden Ermächtigungen zur Leistung von Aufwendungen bis zur Erfüllung 
des Zwecks und die Ermächtigungen zur Leistung von Auszahlungen bis zur Fälligkeit der 
letzten Zahlung für ihren Zweck verfügbar. 

 
d. Für ihren eigentlichen Zweck nicht mehr benötigte Ermächtigungsübertragungen dürfen nicht 

für andere Maßnahmen verwandt werden. 
 
2. Das Fachamt hat die Möglichkeit, auf Antrag Verträge mit Aushilfen und geringfügig Beschäftig-

ten sowie Dienstverträge - begrenzt auf das Kalenderjahr - außerhalb  des Stellenplanes abzu-
schließen. Die Finanzierung muss innerhalb des Produkts gesichert sein. 

 
3. Die Kassenwirksamkeit muss im Haushaltsjahr gegeben sein. 
 
4. Auszahlungsermächtigungen für Investitionen können nicht zur Deckung von Aufwendungen 

herangezogen werden. 
 
5. Änderungen in den Rahmenbedingungen aufgrund politischer Entscheidungen führen zu Korrek-

turen im Budget. 
 
6. Verwaltungsinterne Zuständigkeiten behalten weiterhin ihre Gültigkeit. 
 
7. Fehlbeträge im Gesamthaushalt können auch zu Änderungen im Budget führen. 
 
8. In unbeschränkter Höhe als unerheblich anzusehen sind über- und außerplanmäßige Aufwen-

dungen und Auszahlungen aufgrund: 
a) gesetzlicher oder vertraglicher Verpflichtung (inklusive der Auswirkungen aus dem Gemeinde-

finanzierungsgesetz, z. B. Gewerbesteuerumlagen, Solidarbeitrag, Kreisumlage, Verzinsung 
von Steuernachforderungen gem. § 233a Abgabenordnung), 

b) interne Leistungsverrechnungen, 
c) kalkulatorische Kosten, 
d) Mehrwert-/Vorsteuern, 
e) Verluste aus Wertveränderungen bei Steuern, Gebühren und Beiträge (z. B. Niederschlagun-

gen, Erlasse), 
f) systembedingte Veränderungen bzw. des doppischen Haushaltes auf Grund neuerer Erkennt-

nisse, gesetzlicher Grundlagen (z. B. Anpassung des Konten- und Produktplanes), 
g) Umschuldungen/Sondertilgungen und 
h) Abschlussbuchungen. 

 
 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung  
 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für das Jahr 2015 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. Die nach § 80 Abs. 5 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen erforderliche 
Anzeige bei der Aufsichtsbehörde erfolgte mit Schreiben vom 19.03.2015. Mit Datum vom 17.04.2015 
hat der Landrat als Untere Staatliche Verwaltungsbehörde die Kenntnisnahme der Anzeige schriftlich 
bestätigt (AZ.: 20-32 Wi/75-2015). 
Entsprechend § 80 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen, wird die Haus-
haltssatzung mit ihren Anlagen im Anschluss an die öffentliche Bekanntgabe bis zum Ende der Ausle-
gung des Jahresabschlusses im Rathaus der Stadt Hilden, Am Rathaus 1, Amt für Finanzservice, mon-
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tags und freitags von 8:00 bis 12:00 Uhr, dienstags und mittwochs von 08:00 bis 16:00 Uhr und don-
nerstags von 8:00 bis 18:00 Uhr zur Einsichtnahme vorgehalten und ist auf der Homepage der Stadt 
Hilden unter www.hilden.de im Internet verfügbar. 
 
Hinweis: 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften nach der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen gegen die Satzung nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündung (öffentliche Bekanntmachung) nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sein 
denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) die Bürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Hilden, 21. April 2015 
Birgit Alkenings 
Bürgermeisterin 

 
Bekanntmachung der Sparkasse Hilden·Ratingen·Velber t 
 

3. Kraftloserklärung 
 
Das Sparkassenbuch 
 
3021477884 
 
ausgestellt von der Sparkasse Hilden·Ratingen·Velbert, der ehemaligen Stadt-Sparkasse Hilden (H), 
der ehemaligen Stadt-Sparkasse Ratingen (R) und der ehemaligen Sparkasse Velbert (V), deren 
Rechtsnachfolgerin die Sparkasse Hilden·Ratingen·Velbert ist, wird nach Durchführung des Aufge-
botsverfahrens für kraftlos erklärt. 
 
Velbert, 09.04.2015 
SPARKASSE HILDEN·RATINGEN·VELBERT 
 DER VORSTAND 

 
Öffentliche Ausschreibung der Stadt Hilden 
 

4. Umbau Sekundarschule – Fliesenarbeiten 
 
Im Wesentlichen kommen folgende Arbeiten zur Ausführung: 
Fliesenarbeiten im Zuge der Sanierungs- und Umbaumaßnahmen am Haupt- und Nebengebäude der 
Sekundarschule. Wand- und Bodenfliesen inkl. Vorarbeiten, insbesondere Umbau Schul-WC-Anlage. 
Wandfliesen ca. 185 qm, Bodenfliesen ca. 65 qm  
 
Beginn der Arbeiten:   23. KW 2015 
Fertigstellung der Arbeiten:  29. KW 2015 
 
Die Verdingungsunterlagen können ab dem 15.04.2015 bei der Zentralen Vergabestelle der Stadt Hil-
den, Am Rathaus 1, 40721 Hilden, per Post, per Fax (02103 / 72 625), per E-Mail 
(vergabestelle@hilden.de) oder im Zimmer 243 angefordert werden.  
 
Die Verdingungsunterlagen können auf Wunsch per E-M ail versandt werden. Bei einem Versand 
per E-Mail entfallen die Verwaltungsgebühren. 
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Je Leistungsverzeichnis ein Entgelt in Höhe von 6 € je Exemplar zu entrichten. Bei Postversand erhöht 
sich das Entgelt um 2 €. Das Entgelt wird nicht erstattet. Der Betrag ist auf das Konto der Stadtkasse 
Hilden bei der Sparkasse Hilden-Ratingen-Velbert (IBAN DE75 3345 0000 0034 3005 66; BIC 
WELADED1VEL) unter Angabe des Kassenzeichens 0300.1000/15006  einzuzahlen. Achtung:  Nur 
mit der korrekten Angabe dieses Kassenzeichens ist eine Verbuchung Ihrer Zahlung möglich.  
 
Das Angebot muss in deutscher Sprache bis zum 05.05.2015, 10:00 Uhr, bei der Zentralen Vergabe-
stelle der Stadt Hilden eingehen. Der Eröffnungstermin  findet am 05.05.2015, 10:00 Uhr , im Rathaus 
der Stadt Hilden, Am Rathaus 1, Zimmer 107, statt. Es dürfen Bieter und ihre Bevollmächtigten anwe-
send sein. 
 
Nebenangebote, die in technischer Hinsicht von der Leistungsbeschreibung abweichen, sind auch oh-
ne Abgabe eines Hauptangebotes zugelassen. (Die technische Gleichwertigkeit ist mit Abgabe des 
Angebots nachzuweisen!) Andere Änderungsvorschläge oder Nebenangebote (z. B. abweichende Zah-
lungsbedingungen, Preisvorbehalte) sind nur in Verbindung mit einem Hauptangebot zugelassen. Ne-
benangebote oder Änderungsvorschläge müssen im Vergleich zur Leistungsbeschreibung qualitativ 
und quantitativ gleichwertig sein. 
 
Folgende Nachweise sind mit dem Angebot vorzulegen: 
- Bescheinigung des Finanzamtes, dass keine Rückstände an öffentlichen Abgaben bestehen, 
- Bescheinigung über die Zahlung von Sozialversicherungsbeiträge (Unbedenklichkeitsbescheinigung), 
- Freistellungsbescheinigung zum Steuerabzug bei Bauleistungen, 
- die Ausführung von Leistungen in den letzten 3 abgeschlossenen Geschäftsjahren, die mit der zu 

vergebenden Leistung vergleichbar sind (Referenzliste). 
 
Hinweis: Fehlende Unterlagen müssen innerhalb von 6 Kalendertagen nach Aufforderung nachgereicht 
werden, ansonsten erfolgt der Ausschluss von der Vergabe. Ein Hinweis auf frühere Bewerbungen wird 
nicht akzeptiert. 
 
Nach § 4 des Tariftreue- und Vergabegesetzes NRW sind alle Bieter verpflichtet eine Tariftreueerklä-
rung für eigene Mitarbeiter, für Mitarbeiter von eventuell eingesetzten Nachunternehmern sowie für 
eventuell entliehene Mitarbeiter abzugeben. Dies gilt nicht für reine Lieferleistungen/Käufe. 
 
Die Bieter sind bis zum 29.05.2015 an ihr Angebot gebunden. 
 
Stelle, an die sich der Bewerber/Bieter zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen Vergabebestim-
mungen wenden kann:  Kreis Mettmann, Der Landrat, Kommunalaufsicht, Düsseldorfer Str. 26, 40822 
Mettmann, Fax: 02104 / 99 – 4403. 

 
 
 


